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Möglichkeiten und Grenzen einer
europäischen Identitätspolitik
Zusammenfassung
Zwar verfolgt die EU bereits seit mehreren Jahrzehnten eine identitätsstiftende
Politik. Bislang haben diese Bemühungen zur Konstruktion einer europäischen
Identität jedoch nicht dazu geführt, dass sich ein europäisches „Wir-Gefühl“ mit
einem annähernd vergleichbaren Dichtegrad wie bei den nationalen Identitäten ent-
wickelt hat. Bei allen vergangenen und zukünftigen Versuchen zur Stärkung der
europäischen Identität sehen sich die politischen Akteure mit mehreren spezifischen
Gründen konfrontiert, die eine ausgeprägte Identifikation mit der EU erschweren.
Zum einen weist die institutionelle Struktur der Union seit ihrer Gründung gemes-
sen an nationalstaatlichen Standards ein demokratisches Defizit auf. Neben diesem
institutionellen Demokratiedefizit besteht aber auch ein strukturelles Demokratie-
defizit, das sich insbesondere im Mangel intermediärer Vermittlerstrukturen
(Medien, Parteien, Verbände etc.) sowie in einer nur schwach ausgeprägten Euro-
päisierung nationaler Teilöffentlichkeiten und einer noch schwächeren gesamteuro-
päischen Öffentlichkeit äußert. Aber auch die Andersartigkeit der EU gegenüber den
herkömmlichen internationalen Organisationen einerseits sowie Nationalstaaten
andererseits und das Beharrungsvermögen des nationalstaatlichen Prinzips können
als Gründe identifiziert werden, warum sich die europäischen Bürger trotz des bei-
nahe 50-jährigen Bestehens der EU mit ihr nicht sehr stark identifizieren.
Darauf aufbauend wird näher untersucht, inwieweit Möglichkeiten, aber auch
Grenzen zur Stärkung der europäischen Identität bestehen. Dabei zeigt sich, dass
die Bilanz unterschiedlich ausfällt. An manchen Gründen für die nur schwach aus-
geprägte europäische Identität wird sich nur schwerlich etwas ändern lassen, bei
anderen besteht ein größerer Handlungsspielraum. Angesichts seiner fehlenden
Stabilität und Dauerhaftigkeit sowie seiner Komplexität wird sich das politische
System der EU auch in Zukunft als wenig identitätsstiftend erweisen. Allenfalls
eine Anerkennung des „Baustellencharakters“ der EU als positives Struktur-
merkmal und eine transparentere Abgrenzung der Kompetenzen zwischen der EU
und den Mitgliedstaaten versprechen hier etwas Abhilfe. Strategien zur Stärkung
der europäischen Identität im Bereich der nationalen Schul- und Bildungspolitik
sowie die Vermittlung einer neuen Begründungslogik für den europäischen
Integrationsprozess werden erst langfristig Wirkungen zeigen.
Das größte Potenzial liegt im Bereich institutioneller Änderungen, mit denen eine
stärkere Partizipation am europäischen Entscheidungsprozess verbunden ist und die
eine Reduzierung des seit langem beklagten Demokratiedefizits beinhalten. Der
Ausbau der Partizipationsmöglichkeiten kann außerdem auch einer Ausweitung der
Handlungsstrukturen politischer Öffentlichkeit dienen und zu einer Intensivierung
der intermediären Vermittlungsstrukturen beitragen. Erst die verstärkte Ausbildung
eines europäischen Kommunikationsraums, der den europäischen Bürgern die Wahr-
nehmung von Gemeinsamkeiten erlaubt, wird bei diesen ein belastbares Ge-
meinschaftsgefühl als Grundlage für eine stabile europäische Unterstützung des
europäischen Projekts generieren. Maßgeblich sind insoweit eine stärkere Politisier-
ung europäischer Politik und der Aufbau einer europäischen „Streitkommunikation“.
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1. Identität als Legitimationsfaktor
Die zunehmende politische Bedeutung des Identitätsthemas im europäischen
Kontext resultiert aus der allgemeinen Befürchtung, der europäische Einigungs-
prozess könne am Negativvotum der Bürger scheitern. Die gegenwärtige Orien-
tierungskrise der Europäischen Union (EU), die maßgeblich durch die Erweiterung
von 2004 ausgelöst und durch die beiden negativen Referenden in Frankreich und
den Niederlanden im Frühsommer 2005 verstärkt worden ist, hat nicht zuletzt mit
einer nur diffus ausgebildeten europäischen Identität zu tun. Abnehmende Akzep-
tanzwerte müssen die EU beunruhigen, da die Union wie jedes (demokratisch ver-
fasste) politische System auf Anerkennung und Legitimation angewiesen ist.
Zwar verfolgt die EU bereits seit mehreren Jahrzehnten eine identitätsstiftende
Politik.1 Bislang haben diese Bemühungen zur Konstruktion einer europäischen
Identität jedoch nicht dazu geführt, dass sich ein europäisches „Wir-Gefühl“ mit
einem annähernd vergleichbaren Dichtegrad wie bei den nationalen Identitäten
entwickelt hat. In den Europawissenschaften besteht weitgehend Einigkeit, dass
die noch schwach ausgeprägte europäische Identität hinter der nationalen Identi-
tät deutlich zurücksteht. Bei allen vergangenen und zukünftigen Versuchen zur
Stärkung der europäischen Identität sehen sich die politischen Akteure mit meh-
reren spezifischen Gründen konfrontiert,2 die eine ausgeprägte Identifikation mit
der EU erschweren. Zum einen weist die institutionelle Struktur der Union seit
ihrer Gründung gemessen an nationalstaatlichen Standards ein demokratisches
Defizit auf.3 Neben diesem institutionellen Demokratiedefizit4 besteht aber auch
ein strukturelles Demokratiedefizit5, das sich insbesondere im Mangel interme-
diärer Vermittlerstrukturen (Medien, Parteien, Verbände etc.) sowie in einer nur
schwach ausgeprägten Europäisierung nationaler Teilöffentlichkeiten und einer
noch schwächeren gesamteuropäischen Öffentlichkeit äußert. Aber auch die
Andersartigkeit der EU gegenüber den herkömmlichen internationalen Organisa-
tionen einerseits sowie Nationalstaaten andererseits und das Beharrungsver-
mögen des nationalstaatlichen Prinzips können als Gründe identifiziert werden,
warum sich die europäischen Bürger trotz des beinahe 50-jährigen Bestehens der
EU mit ihr nicht sehr stark identifizieren.
Gleichwohl ist die EU auf eine eigene kollektive Identität angewiesen. Ein politi-
sches Gemeinwesen – und damit auch die EU – wird von seinen Bürgern nur dann
(faktisch) akzeptiert und damit legitimiert, wenn sie sich mit diesem identifizieren.
Erachten die Bürger die für alle verbindlichen Entscheidungen nicht für legitim,
verfügt das Gemeinwesen nur über eine prekäre Existenz. Die faktische Akzeptanz
einer politischen Ordnung durch die Bürger ist daher ein wesentlicher Faktor für
deren Stabilität.6 Dabei lassen sich nach Easton zwei Formen von tatsächlicher
Anerkennung unterscheiden:7 Die sogenannte spezifische Unterstützung beruht
darauf, dass das politische System Politikergebnisse hervorbringt, die den eigenen
Interessen der Bürger entsprechen. Die sogenannte diffuse Unterstützung ist hinge-
gen gerade unabhängig von den gegenwärtigen oder für die Zukunft zu erwarten-
den Leistungen des Systems, bleibt also auch bestehen, wenn die eigenen parti-
kularen Interessen nicht zum Zuge kommen.
Eine einseitige Fokussierung auf die Erlangung von spezifischer Unterstützung
lässt befürchten, dass eine zu große Abhängigkeit von erbrachten Politik-
ergebnissen geschaffen wird. Handelt die Politik aus Sicht der Bürger in deren
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Interesse, wird Zustimmung erteilt, andernfalls bleibt sie aus. Nur wenn ein poli-
tisches System auch über eine diffuse Unterstützung verfügt, so die Schluss-
folgerung, kann ein grundsätzliches Vertrauen in die Institutionen und deren
Handeln generiert werden, das unabhängig von konkreten Ergebnissen des politi-
schen Tagesgeschäfts und partikularen Interessenkonstellationen besteht und auch
erhalten bleibt. Die EU kann sich daher „nicht allein durch die Politik, die sie
[be]treibt, ausreichend (...) legitimieren (...). Kosten-Nutzen-Kalküle sind keine
dauerhafte, belastbare Grundlage eines politischen Systems. Die EU braucht nicht
nur specific support, sondern auch diffuse Unterstützung“.8 Auch die Europäische
Union sollte daher bestrebt sein, bei den Bürgern eine diffuse Unterstützung zu
generieren.
Als Lehre aus den gescheiterten Referenden kommt es entgegen der Ansicht vie-
ler Politiker und Experten, wonach sich die EU nun mehr auf die Inhalte und weni-
ger auf die Strukturen ihrer Politik konzentrieren müsse, da den Bürger in erster
Linie interessiere, was ihm die Europäische Union an konkreten Nutzen und
Vorteilen bringe, für die Europäische Union nicht allein darauf an, verstärkt Output
zu produzieren und eine „Politik der Ergebnisse“ zu verfolgen. In der Tat erfüllt die
Union vielfach nicht die Erwartungen der Bürger, insbesondere im Bereich der
Wirtschafts- und Sozialpolitik,9 was auch daran liegt, dass diese Politikbereiche
weitgehend nicht von der EU, sondern von den einzelnen Mitgliedstaaten verant-
wortet werden. Die Bürger sind sich nicht mehr sicher, ob die Mitgliedschaft in der
Europäischen Union ihnen Prosperität und einen hohen Lebensstandard ver-
schafft. Wohlstand ist derzeit das wichtigste öffentliche Gut der EU, und die Unfä-
higkeit, dies in angemessenem Umfang bereitzustellen, unterminiert die Legiti-
mation der europäischen Institutionen. Eine Stärkung des Outputs europäischer
Politik kann jedoch nur ein, wenn auch äußerst wichtiger Schritt sein.10 Neben
dem Inhalt sind auch die Strukturen europäischer Politik zu verbessern, um die
Unterstützung der Bevölkerung für das europäische Projekt auf eine demokrati-
schere und solidere Grundlage zu stellen.11
Um eine diffuse Unterstützung der Bürger für ein politisches Gemeinwesen auf-
zubauen, ist die Herausbildung einer kollektiven Identität und damit die Identifi-
kation der Bürger mit der Gemeinschaft erforderlich.12 Die Ausbildung einer euro-
päischen Identität soll allerdings von vornherein nicht die Schaffung einer euro-
päischen Nationalidentität bezwecken.13 Bei der Forcierung einer europäischen
Identitätsbildung geht es nicht um den Versuch, nach dem Vorbild des modernen
Nationalstaates ein europäisches Kollektivbewusstsein zu konstruieren, unabhän-
gig davon, ob dies überhaupt erfolgreich möglich wäre, d.h. die notwendigen
gesellschaftspolitischen, machtpolitischen und sozialpsychologischen Voraus-
setzungen dafür vorliegen würden. Denn das Ziel des Integrationsprozesses ist
nicht die Errichtung eines europäischen (National-)Staates, der die Auflösung der
Mitgliedstaaten beinhalten würde. Vielmehr ist von einem offenen Integrations-
prozess, der vom Charakter der EU als Herrschaftsverband eigener Art bestimmt
wird, als Zielvorstellung auszugehen.14 Die EU ist nicht als in einem permanenten
Übergangszustand befindlich zu begreifen, sondern es ist von einem Szenario aus-
zugehen, das mit „Maastricht als Dauerzustand“ umschrieben wird.15 Folglich sol-
len die nationalen Identitäten nicht zu einer „Nation Europa“ verschmelzen, die
nationalen Identitäten also nicht durch eine europäische Identität ersetzt werden.
Die Homogenisierung der europäischen Bürger im ethno-kulturellen oder auch
sozio-kulturellen Sinne ist daher gar nicht erforderlich, weil nicht angestrebt. Ein
Fehlender Bezugsrahmen
der EU
Komplexe und
intransparente Organ- und
Entscheidungsstrukturen
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europäisches „nation building“ ist zudem auch nicht erstrebenswert, da die
Konstruktion nationaler Identitäten vor allem durch gewaltsame Abgrenzung nach
außen und Unterdrückung nationaler Minderheiten nach innen vonstatten ging.
Im Ergebnis ist daher ein vergleichbar hohes Maß an Gemeinsamkeiten und Über-
einstimmungen wie bei nationalen Identitäten nicht erforderlich, unabhängig
davon, welche Dichte an Gemeinsamkeiten man zu ihrer Verwirklichung verlangt.
Geht man davon aus, dass kollektive Identitäten nicht naturwüchsig oder vorhis-
torisch vorhanden sind, sondern in sozialen Prozessen konstruiert werden, und
sich daher auch eine europäische Identität durch die demokratische Praxis heraus-
bilden kann,16 so stellt sich die Frage, wie diese Erfolg versprechend befördert wer-
den kann. Im folgenden Beitrag sollen zunächst die Gründe für die nur schwach
ausgeprägte Identifikation der Bürger mit der EU näher erläutert und – darauf auf-
bauend – ausgelotet werden, inwieweit Möglichkeiten, aber auch Grenzen zur
Stärkung der europäischen Identität bestehen.
2. Gründe für die nur schwach ausgeprägte europäische Identität
2.1. Andersartigkeit der EU
Die Einzigartigkeit der EU als Staatenverbindung eigener Art17 ist der spezifischen
Gründungslogik des europäischen Integrationsprozesses geschuldet. Ihr offener
und dynamischer Charakter erweist sich als positiv, ist doch eine flexible Antwort
auf externe Herausforderungen in einem solchen Umfeld grundsätzlich leichter
möglich. Dieser Vorteil erweist sich allerdings bei der Frage der Identifikation als
Nachteil. So braucht Identität einen festen und vorstellbaren Bezugsrahmen, auf
den sie sich beziehen kann.18 Bei der Union fehlt aber das klar umrissene und dau-
erhaft fixierte Identifikationsobjekt. Auch der hohe Grad an systemischer Kom-
plexität erschwert die Identifikation.
Die Einzigartigkeit der EU als „Herrschaftsverband eigener Art“ äußert sich vor
allem in dem fehlenden Bezugsrahmen der Union. Erstens versteht sich die EU als
dynamisches Gebilde, das einem stetigen Wandel unterliegt.19 Europa ist kein geo-
graphisch eindeutig definierter Raum, der quasi eine natürliche Grenze hat.
Angesichts ständiger Erweiterungsrunden handelt es sich bei der EU vielmehr um
ein territorial nicht dauerhaft fixiertes Objekt von Identifikation.20 Neben dem
Bezugsraum unterliegt auch der rechtliche und politische Rahmen einer stetigen
Veränderung, wird das europäische Primärrecht doch alle paar Jahre – zum Teil
auch grundlegend – geändert. Zentrales Charakteristikum des Integrationspro-
zesses ist zudem seine unbestimmte Finalität.21 Die Entwicklung der EU ist zu kei-
nem Zeitpunkt einem bestimmten Bauplan oder einer bestimmten Integrations-
theorie gefolgt, so dass kein vorgegebenes Integrationsziel besteht, das – wenn
auch über einen langen Zeitraum – einfach angesteuert werden müsste.
Zweitens sind die Organ- und Entscheidungsstrukturen der EU als sehr komplex
und intransparent anzusehen.22 Das liegt zum einen an der unüberschaubaren
Anzahl an Entscheidungs- und Rechtssetzungsverfahren, aber auch an der
Vielzahl der beteiligten Institutionen und Akteure. Das politisch-administrative
System der EU ist von einem polyzentrischen Charakter gekennzeichnet, der sich
durch ein nicht-hierarchisches System des Neben- und Miteinanders mehr oder
weniger gleichrangiger institutioneller Akteure auszeichnet. Es existiert kein
Agenda-setzendes Zentrum und keine eindeutige Gewaltenteilung. Stattdessen
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sind die Beziehungen zwischen den Akteuren von gegenseitigen Abhängigkeiten
und Verflechtungen geprägt. Alle wichtigen Entscheidungen werden nur im
Verbund der verschiedenen Systemebenen mittels Verhandlungslösungen getrof-
fen. Statt Befehlsmacht oder Mehrheitsentscheid dominiert eine konsensorientier-
te Entscheidungsfindung. Die Ausgestaltung der institutionellen Ordnung der EU
als Politikverflechtungs-, Verhandlungs- und Konkordanzsystem23 über verschie-
dene territoriale und funktionale Ebenen hat zur Folge, dass es an einer klaren
Kompetenzabgrenzung zwischen der Union und den Mitgliedstaaten (und auch
Regionen) mangelt. Eine eindeutige Zurechenbarkeit von Erwartungen und
Verantwortung ist kaum möglich.24 Insbesondere die Politikverflechtung zwischen
europäischer und nationaler Ebene erlaubt es den Regierungen der Mitglied-
staaten, sich Leistungen der Integration selbst zuzurechen, obgleich es sich um
Erfolge auf europäischer Ebene handelt. Aus demselben Grund ist auch leicht, die
Verantwortung für das „Versagen“ nationaler Politik auf die europäische Ebene zu
schieben, d.h. die EU wird für Dinge haftbar gemacht, für die nicht die Union, son-
dern eigentlich die nationale Ebene verantwortlich ist.
2.2. Beharrungsvermögen des nationalstaatlichen Prinzips
Umfragen zeigen auch 50 Jahre nach dem Beginn des europäischen Einigungs-
prozesses die anhaltend starke Bindungskraft der Nation und auch teilweise der
Region.25 Gerade im Zeitalter der Globalisierung ist ein verstärkter Rückzug auf
die nationale Scholle zu beobachten. Hierfür lassen sich im Wesentlichen zwei
Gründe anführen, nämlich zum einen die besondere Gestalt der Union und zum
anderen der Mangel an einem überzeugenden Narrativ für das europäische
Integrationsprojekt.
Erstens spielt das „Wesen“ der EU eine entscheidende Rolle. Da es sich bei der
Union um eine – wenn auch sehr enge – Kooperation souveräner Staaten handelt,
gilt der Grundsatz von den Mitgliedstaaten als „Herren der Verträge“, der eine
starke Stellung der Mitgliedstaaten innerhalb des institutionellen Systems der EU
aufgrund deren rechtlicher – und auch faktischer – Letztentscheidungsbefugnis
beinhaltet. Der Nationalstaat ist auch innerhalb der Union der maßgebliche
Akteur, hat doch die EU selbst dazu beigetragen, dass gerade durch den Kom-
petenzverzicht der beteiligten Staaten deren Souveränität gestärkt werden konn-
te. Mit der EU haben sich die Mitgliedstaaten einen neuen zusätzlichen Hand-
lungsrahmen geschaffen, den sie bewusst für ihre Zwecke nutzen und beeinflus-
sen können.26 Der erweiterte Handlungsspielraum ermöglicht es den beteiligten
Staaten, ihre Durchsetzungs- und Problemlösungsfähigkeit zu steigern und Ziele
zu verfolgen, die ohne Rückendeckung durch das regionale Regime gar nicht
erreichbar wären.27 Die Union konnte – und kann – die Erosion nationalstaatlicher
Steuerungs- und Problemlösungsfähigkeit durch zwischenstaatliche Kooperation
signifikant kompensieren. Obgleich die EU damit einen entscheidenden Beitrag
dazu leistet, die europäischen Nationalstaaten funktionsfähig zu erhalten, wird
diese Leistung im öffentlichen Bewusstsein kaum wahrgenommen.
Die Eigenart der EU kommt auch darin zum Tragen, dass diese über die Jahrzehnte
ihres Bestehens hinweg vor allem ein Projekt der Wirtschaftsintegration gewesen
ist, das kaum Identität zu stiften vermag, weil alle Bereiche, in denen einen solche
Identitätsstiftung stattfinden könnte, wie Außen- und Innenpolitik oder Sozial-
politik, größtenteils auch bis heute nicht der Gemeinschaftsmethode unterworfen
Fehlendes überzeugendes
Narrativ
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sind. Zwar verfügt die EU bereits seit ihrer Gründung über eine politische
Dimension und die Aufgaben der EU reichen mittlerweile in zentrale Gebiete klas-
sischer Staatsaufgaben hinein. Der Schwerpunkt der Tätigkeit der EU, in der sie zu
einer eigenständigen Rechtsetzung befugt ist, liegt aber auch heute noch bei den
regulativen Politiken, d.h. der Regelung wirtschaftlicher Sachverhalte im mikro-
ökonomischen Bereich („low politics“), im Gegensatz zu den redistributiven Politi-
ken. Da Sozial- und Arbeitsmarktpolitik oder Fragen der inneren und äußeren
Sicherheit („high politics“) aufgrund der dabei auftretenden Verteilungsfragen und
Wertekonflikte wesentlich „politischer“ sind, vermögen sie auch eher, eine
Identifikation hervorzurufen. Die Kompetenzverteilung zwischen den Mitglied-
staaten und der EU hat aber vor allem auch deswegen einen nicht unerheblichen
Anteil am Beharrungsvermögen des Nationalbewusstseins, weil der Bildungs- und
Erziehungsbereich – von einzelnen Fragestellungen mit grenzüberschreitendem
wirtschaftlichem Charakter abgesehen – in die Zuständigkeiten der Mitglied-
staaten fällt. Identitätsstiftende Politik findet in modernen Gesellschaften aber vor
allem über Erziehungs- und Bildungspolitik statt.28 So wird das Nationalbewusst-
sein vorrangig in diesen Bereichen vermittelt und stets neu konstruiert bzw. bestä-
tigt. Dabei reproduzieren die nationalen Bildungssysteme und die nationalen
Medien vornehmlich das jeweilige Nationalbewusstsein, nicht aber ein europäi-
sches Bewusstsein.29
Zweitens fehlt es nach der Überwindung der Teilung des Kontinents an einem
überzeugenden Narrativ für die Europäische Union. Die alten Motive für das euro-
päische Integrationsprojekt, insbesondere die Versöhnung Europas, Sicherheit und
Wohlstand in Europa, wirtschaftlicher Wohlstand und Mobilität, wirken zwar
weiterhin und sind weiterhin von Bedeutung. Sie haben aber viel von ihrer Über-
zeugungskraft verloren, weil die ursprünglichen Integrationsziele heute weitge-
hend gelebte Realität sind. Historisch bedeutsame Leistungen des Integrations-
prozesses sind im Bewusstsein vieler Europäer längst konsumiert und zu Selbst-
verständlichkeiten geworden. Dabei steckt Europa in einer mentalen Orien-
tierungskrise: „Orientierungslosigkeit ist kein europäisches Phänomen, doch es
betrifft Europa in besonderem Maße. Im Zeitalter der globalisierten Moderne
haben sich weltweit vorgefundene tradierte Interpretationsordnungen aufgelöst.
Durch ein bisher beispielloses Maß an Mobilität, Pluralität und Flexibilität sind alte
Identifikationsmöglichkeiten zerbrochen. Dem modernen Menschen fehlt es an
wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer Orientierung. Der Bedarf an
gemeinsamen Umweltbeschreibungen und Zuordnungen ist entsprechend hoch.
Die Europäische Union als ein unvollendetes politisches System im Werden ist unter
diesen Bedingungen besonders gefordert, Antworten auf den Verlust an
Orientierung zu bieten.”30 Die Erbringung einer Orientierungsleistung von Seiten
der europäischen Ebene wird jedoch durch den allgemeinen Vertrauensverlust der
Bürger in die Gestaltungs- und Steuerungsfähigkeit der Politik erschwert. Die
zunehmende Skepsis der Bürger gegenüber den eigenen politischen Eliten hat auch
– negative – Auswirkungen auf deren Einstellung zur EU. Da die europäische
Integration vornehmlich als Projekt des politischen Establishments angesehen wird,
wirkt sich nationale Politikverdrossenheit daher auch negativ auf die Union aus.
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2.3. Institutionelles Demokratiedefizit und die nur schwach ausgeprägte
europäische Öffentlichkeit
Zur Förderung einer europäischen Identitätsbildung kann insbesondere auch eine
Demokratisierung politischer Entscheidungsverfahren und eine Ausweitung von
Partizipationsmöglichkeiten auf europäischer Ebene beitragen.31 Angesichts der
unzureichenden unmittelbaren demokratischen Legitimation der EU32 besteht
grundsätzlich ein großer Handlungsbedarf. Das institutionelle Demokratiedefizit33
bestimmt seit dem Vertrag von Maastricht die politische wie wissenschaftliche
Debatte um die Reform der Europäischen Union. Auch die Bürger erachten die
Union als nicht ausreichend legitimiert, weil sie – zu Recht – auch ein demokrati-
sches System auf EU-Ebene erwarten. Daher können sie sich auch kaum mit ihr
identifizieren. Die heutige Europaskepsis vieler Unionsbürger beruht denn auch
vor allem auf der Einschätzung, dass „ihre Stimme in der Europäischen Union
nicht zählt“. Immerhin 59 Prozent der EU-Bürger sind dieser Ansicht.34 Obwohl
die Bevölkerung die Abgeordneten des Europäischen Parlaments alle fünf Jahre
wählt, bietet Brüssel aus ihrer Sicht zu wenige Partizipationsmöglichkeiten, da
wichtige Vorhaben wie die Einführung des Euro oder die Osterweiterung im Jahre
2004 ohne eine unmittelbare Mitsprache erfolgt sind. Die Bürger fühlen sich als
bloßes Objekt europäischer Entscheidungen, die sie nicht beeinflussen können
und nachträglich – beispielsweise auch in ex-post-Referenden wie denen zum
Europäischen Verfassungsvertrag – „abzunicken“ haben.
Seit Beginn der 90er Jahre wurden immer wieder Forderungen laut, die EU müsse
bürgernäher werden und den Menschen mehr Möglichkeiten der Beteiligung an
der europäischen Politik einräumen. Bis heute ist dies jedoch trotz mehrerer
Reformen des Primärrechts nicht in ausreichendem Maße gelungen. Auch der im
Oktober 2004 unterzeichnete Verfassungsvertrag enthält zwar einige Neuerungen
zur Verbesserung der demokratischen Legitimation der Europäischen Union, sein
demokratischer Zugewinn ist allerdings zu Recht als „nicht sehr groß“ eingestuft
worden35. Es besteht daher auch dann weiterhin Handlungsbedarf, wenn der
Vertrag in seiner jetzigen Form tatsächlich in Kraft treten sollte, was derzeit aller-
dings ohnehin unwahrscheinlich ist.
Eng verknüpft mit dem institutionellen Demokratiedefizit ist das Öffentlichkeits-
defizit der EU,36 das für viele den Kern des europäischen Demokratiedefizits dar-
stellt37. Auch wenn eine europäische Kommunikationsgemeinschaft als im
Entstehen begriffen angesehen werden kann,38 so ist sie gleichwohl bislang nur
schwach ausgeprägt. Nur die Herausbildung einer europäischen Öffentlichkeit
vermag jedoch zu bewirken, dass sich tatsächlich bestehende und/oder konstru-
ierte Gemeinsamkeiten zwischen den Bürgern auch in der subjektiven
Wahrnehmung umsetzen können.39 So ist eine der Funktionen von Öffentlichkeit
die Identitätsbildung der Gesellschaft, indem Bürger – über die Öffentlichkeit ver-
mittelt – dauerhaft die Gesellschaft beobachten, an ihr teilhaben und sie als die
ihre begreifen.40 Die Ausbildung einer europäischen Identität hängt daher ent-
scheidend von der Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit ab.41
Ein maßgeblicher Grund42 für die nur schwach ausgeprägte europäische Öffent-
lichkeit ist die institutionelle Ausgestaltung der EU als Verhandlungs- und
Konkordanzsystem.43 Das europäische Governance-System ist bei der Entschei-
dungsfindung seiner Organe strukturell auf Konsens angelegt. Als eine nicht-
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majoritäre Demokratieform steht sie im Gegensatz zur Konkurrenzdemokratie, die
Konflikte im Wesentlichen mit Hilfe des Mehrheitsprinzips bewältigt.44 So dominiert
im Rat die Einstimmigkeitsregel.45 Im Europäischen Parlament ergibt sich ein Zwang
zur Bildung einer großen Koalition, da bei den entscheidenden Abstimmungen im
legislativen Bereich mehr als 50 Prozent der Stimmen erforderlich sind und keine der
beiden großen Fraktionen diese Mehrheit alleine zu Stande bringt. Und schließlich
werden die Vorschläge der Kommission – dem Kollegialitätsprinzip folgend – von der
Kommission nach außen als Ganzes vertreten. Auch die europäischen Organe unter-
einander entwickeln nur in geringem Maße langfristige und für den Bürger deutlich
erkennbare eigene – und damit auch unterschiedliche – Standpunkte, sind sie doch
im Rahmen des „institutionellen Gleichgewichts“ zu einem von Kompromissen
bestimmten Zusammenwirken bei der Gesetzgebung gezwungen. Der Charakter der
Union als Verhandlungssystem führt außerdem zu einem weitgehenden Ausschluss
der Öffentlichkeit bei der Rechtssetzung. Von den drei insoweit maßgeblichen
Organen tagt nur das Europäische Parlament öffentlich. Hinzukommt das
Selbstverständnis der EU-Institutionen und ihrer Mitglieder sowie vieler Experten.
Diese begreifen die Europäische Union noch immer vor allem als technokratisches,
apolitisches Regime zur effektiven Lösung europäischer Probleme, die frei wären von
politischen Wertvorstellungen.
Die „geheime Kabinettsdiplomatie“ im Rat sowie der notwendige Konsens zwi-
schen den Organen führen dazu, dass bestehende politische Konflikte nicht offen
und argumentativ ausgetragen und alternative politische Konzepte, Ansätze und
Lösungsmöglichkeiten dem Publikum vorenthalten werden.46 Auch wird nicht
erkennbar, dass die Entscheidungen, die getroffen werden, alle Bürger in der
Europäischen Union betreffen. Damit verbirgt die europäische Politik ihren Ent-
scheidungscharakter und ihre Entscheidungen erscheinen als alternativlos. Und
mangels öffentlicher Kontroversen über die Politik der Union wird der Debatte die
lebensnotwendige Nahrung vorenthalten. Die Dominanz der konsens- und ver-
handlungsorientierten Entscheidungsfindung in der EU führt daher zu einer syste-
matischen Entpolitisierung europäischer Politik. Der institutionellen Bearbeitung
von europäischen Themen wird gerade jene Konfliktsstruktur vorenthalten, die die
öffentlichen Meinungsbildungsprozesse in Gang hält und die an Konfliktkonstel-
lationen interessierten Medien bedienen könnten.47 Unter solchen Bedingungen
findet die Europäische Union selbst nur ein begrenztes Maß an Aufmerksamkeit
bei den Bürgern. Umgekehrt haben die politischen Akteure nur ein vermindertes
Interesse daran, an der Herstellung öffentlicher Meinungen mitzuwirken. Das-
selbe gilt für die Medien, fehlt es doch am Anreiz, über Europa im Allgemeinen und
Europapolitik im Besonderen zu berichten, wenn kein hinreichend großes Publi-
kum vorhanden ist.48
Europäische politische Kommunikation zeichnet sich durch ein „Zuwenig an
Streitkommunikation aus“49: Das europäische Öffentlichkeitsdefizit besteht „in
einer mangelnden Dynamik europapolitischer Kommunikation und ihrer Schwer-
fälligkeit, die latent vorliegenden Streitthemen in eine Debatte zwischen den
Europäern zu überführen. (...) Öffentlich [massenmedial] inszenierte Konflikte
können insofern einen zentralen Beitrag zur Deckung des gegenseitigen
Beobachtungsbedarfs eines funktional differenzierten und territorial segmentier-
ten Mehrebenensystems des Regierens leisten (...). Eine polarisierte öffentliche
Meinung verstärkt sogar die Dynamik von Öffentlichkeit, weil sie auf Seiten der
herrschenden Zuordnungsprobleme aufwirft und damit Anlass gibt, öffentliche
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Meinungskonflikte auszutragen. [Es kann deshalb erwartet werden,] dass erst
durch die generelle Konfliktorientierung einer europäischen Öffentlichkeit und
ihrer Akteure die europäischen politischen Zusammenhänge für eine massenme-
diale Präsentation zugeschnitten werden, um damit den vielfach beklagten Defi-
ziten einer medialen Infrastruktur zur Vermittlung europäischer Politik auf wirksa-
me Weise entgegenzutreten.“50 Eine stärkere Politisierung europäischer Politik ist
folglich Voraussetzung für die Herausbildung einer europäischen Öffentlichkeit.51
3. Möglichkeiten europäischer identitätsstiftender Politik
3.1. Eindämmung von Systemdynamik und -komplexität
Wie ausgeführt, erschwert die Andersartigkeit der EU gegenüber Nationalstaaten
und herkömmlichen Staatenverbindungen die Identifikation. Dem Handlungs-
spielraum beim Abbau der damit verbundenen Systemdynamik und -komplexität
sind jedoch enge Grenzen gesetzt. Die Dynamik des politischen Systems wird
auch in Zukunft ein konstitutives Merkmal der EU bleiben. Auch der Vertrag über
eine Verfassung von Europa bedeutet wie alle vorangegangenen Verträge nur eine
weitere Wegmarke und wird – sofern eine Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten
überhaupt stattfinden wird – nicht die letzte Primärrechtsänderung in der
Geschichte der europäischen Integration gewesen sein. Auch intendiert der Vertrag
keinen finalen Grundlagentext über die Ausgestaltung des politischen Systems der
EU. Daneben sieht es nicht so aus, dass der fundamentale Dissens zwischen den
Mitgliedstaaten über die Zielperspektive und damit über die Tiefe und Richtung
des Integrationsprozesses in absehbarer Zeit überwunden werden könnte. Die
endgültige Gestalt der EU wird daher unbestimmt bleiben. Zwar können die
Referenden in Frankreich und den Niederlanden als Negativ-Votum gegen weite-
re Erweiterungen gewertet werden52 und bestehen auch in anderen EU-Staaten
große Vorbehalte hinsichtlich der Aufnahme neuer Mitglieder, insbesondere
bezüglich der Türkei. Die bereits beschlossenen Erweiterungen um Rumänien und
Bulgarien werden aber langfristig nicht die letzten sein, sondern vom Einzelfall
abhängen. Allerdings erscheint es angesichts der starken Vorbehalte der Bürger
ratsam, – zumindest vorerst – keine neuen Beitrittsperspektiven (über Kroatien,
die Türkei und die Balkan-Staaten hinaus) zu eröffnen und attraktive Alternativ-
konzepte jenseits einer EU-Vollmitgliedschaft zu entwickeln. Eine abschließende
Definition der EU-Grenzen ist aber weder politisch durchsetzbar noch sinnvoll im
Hinblick auf die Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit der Union.
Allerdings könnte der fehlende Bezugsrahmen vom Ansatz her dadurch abgemil-
dert werden, in dem der „Baustellencharakter“ der EU als positives Strukturmerk-
mal der EU anerkannt wird. Von der EU sollte mehr das Bild von einem flexiblen
Gebilde, das gerade aufgrund seiner Systemdynamik über mehr Handlungs-
fähigkeit als die starren Nationalstaaten verfügt, vermittelt und damit ein ver-
meintliches Defizit positiv gewendet werden. In diesem Zusammenhang gilt es
zudem, „Maastricht als Dauerzustand“ anzuerkennen, da zukünftig keine grund-
sätzlichen Änderungen an der politischen Ordnungsform der EU zu erwarten
sind.53 Die Besonderheit der Union als Herrschaftsverband eigener Art wird sich
nicht in einer Staatswerdung auflösen, sondern trotz Veränderungen im institutio-
nellen Gefüge und in der Aufgabenstellung fortbestehen. Insbesondere bleiben die
Mitgliedstaaten die „Herren der Verträge“. Folglich sollte von der Vorstellung
Abschied genommen werden, zur Erhaltung des dynamischen Prozesses sei es
Systemkomplexität als
dauerhaftes Merkmal der EU
Klare Kompetenzordnung
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erforderlich, immer neue Gemeinschaftsaufgaben zu formulieren. Stattdessen darf
es Kompetenzen der EU nur geben, wenn ein konkreter europäischer Mehrwert
erkennbar ist, d.h. dass konkrete Aufgaben besser und effektiver auf europäischer
als auf nationaler Ebene erfüllt werden können. Das gilt auch als Maßgabe für die
Überarbeitung des Finanzrahmens ab dem Jahr 2014.
Aber auch an der grundsätzlichen Systemkomplexität der EU lässt sich nur schwer-
lich etwas ändern. Die Union wird allein schon auf Grund ihrer Größe ein komple-
xes Verhandlungssystem mit einer Vielzahl von staatlichen und privaten
Institutionen sowie Netzwerken, die an der Entscheidungsfindung beteiligt sind,
bleiben. Darin wird weiterhin das Konsensprinzip vorherrschen, die EU also auch
weiterhin als Konkordanzsystem zu charakterisieren sein. Die Dominanz des
Einstimmigkeitsprinzips kann als Ausdruck der Notwendigkeit angesehen werden,
angesichts eines hochgradig fragmentierten Gemeinwesens ein hohes Maß an
Machtteilung und Autonomie der einzelnen Mitgliedstaaten und deren nationalen
Gesellschaften zu gewährleisten. Als eine Vereinigung heterogener Gesellschaften,
die noch keine gemeinsame Identität als politische Gemeinschaft herausgebildet
hat, ist die EU auch zukünftig auf die integrierenden Effekte einer prinzipiell kon-
sensualen Entscheidungsfindung angewiesen.54 Da es noch an den Voraussetzungen
für eine umfassende Anwendung des Mehrheitsprinzips fehlt, sind einer Aus-
weitung enge Grenzen gesetzt.55 Auch weiterhin werden daher die meisten Ent-
scheidungen auf Grund der notwendigen Einstimmigkeit eine Kompromisslösung
erfordern, welche die verantwortlichen Akteure nur schwerlich erkennen lässt.
Die Systemkomplexität könnte aber durch eine klarere Abgrenzung und
Zuordnung der Kompetenzen zwischen EU und Mitgliedstaaten zumindest etwas
entschärft werden. Dann wäre es für den Bürger erkennbarer, welche Ebene für
welche Entscheidungen zuständig ist und wen er daher für Erfolge wie Misserfolge
politisch verantwortlich machen kann. Erforderlich ist dafür eine transparente und
verständliche Kompetenzverteilung. Dies gestaltet sich allerdings von vornherein
schwierig angesichts der Tatsache, dass die Kompetenzverteilung der EU seit
Beginn nicht dem Trennprinzip, sondern dem Politikverflechtungs-Modell folgt, so
dass die meisten Kompetenzen nicht getrennt sind, sondern sich überlagern.56 Zu
denken wäre an eine bipolare Kompetenzordnung mit Primär- und Partial-
kompetenzen.57 Eine strikte bipolare Kompetenzordnung, nämlich eine klare
Trennung der Kompetenzbereiche in dem Sinne, dass keine konkurrierenden bzw.
gemeinsame Zuständigkeiten von EU und den Mitgliedstaaten bestehen, und eine
Entkoppelung der politischen Willensbildung beider Ebenen, d.h. jede Ebene hat
eine eigene Verwaltung und Gerichtsbarkeit, ist hingegen keine realistische
Option, weil praktisch nicht umsetzbar und auch politisch kaum durchsetzbar.
Zudem ist eine völlige Trennung der derzeit überwiegend geteilten Kompetenzen
aufgrund der Interdependenzen öffentlicher Aufgaben und Problemlagen als nicht
effektiv und problemlösungsorientiert anzusehen.58 Außerdem können der EU
bestimmt Kompetenzen ausdrücklich vorenthalten werden, in dem positive
Kompetenzzuweisungsnormen an die Union um negative Kompetenzbestimmun-
gen ergänzt werden, welche faktisch wie ausschließliche Zuständigkeiten der
Mitgliedstaaten wirken würden.59 Daneben könnte die Aufstellung eines über-
sichtlichen Kompetenzkatalogs, in dem die Tätigkeitsfelder der EU aufgeführt und
um die Bereiche zu ergänzen sind, in denen die Union keine Zuständigkeit hat, die
Arbeitsteilung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten sichtbar machen. Die
Auflistung der Kompetenzen würde die eigentlichen (funktional ausgerichteten)
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Kompetenznormen, die präziser und enger zu fassen sind, um weitere Zentrali-
sierungseffekte zu vermeiden, jedoch nicht ersetzen, sondern auf diese verweisen.
Eine Umstellung des derzeitig aufgabenorientierten Kompetenzsystems auf allein
sachgebietsbezogene Zuständigkeitsabgrenzungen in einem Kompetenzkatalog
ohne konkrete Einzelermächtigungen ist abzulehnen, weil reine Kompetenzkata-
loge im Gegensatz zu differenzierten Kompetenzregelungen eine extensive Kom-
petenzausübung stärker begünstigen. Dabei wäre eine Definition und Syste-
matisierung der Kompetenzen nach klaren Kategorien und anschließend eine ein-
deutige Zuordnung der einzelnen Befugnisnormen zu einer bestimmten Kom-
petenzkategorie vorzunehmen.
3.2. Abschwächung der Geltung des nationalstaatlichen Prinzips
Strategien zur Abschwächung der Geltung des nationalstaatlichen Prinzips müs-
sten einerseits bei der Kompetenzverteilung zwischen den Mitgliedstaaten und
der EU ansetzen und andererseits eine neue Begründungslogik für den europäi-
schen Einigungsprozess anbieten. Wie bereits angesprochen, geht es dabei nicht
darum, die Identifikation mit dem Nationalstaat aufzulösen, sondern das
Zugehörigkeitsgefühl zur EU zu stärken. Nationale und europäische Identität
schließen sich nicht aus, sondern können – wie andere Identitäten auch – neben-
einander bestehen. Die europäische Identität würde nicht zwingend auf Kosten
der nationalen Identität wachsen, sondern es würde eine Identitätserweiterung
stattfinden.60 Dies liegt darin begründet, dass Identität kein Nullsummenspiel ist.
Jeder Mensch bildet als Mitglied des politischen Gemeinwesens mehrere Identi-
täten aus, so dass multiple soziale Identitäten möglich sind.61 So wie lokale, regio-
nale und nationale Bindungen bestehen, kann das Identitätsbewusstsein um eine
weitere – die europäische Dimension – ergänzt werden, ohne dass die anderen
Bezüge dadurch verschwinden.
Potenziellen Strategien, die das nationale Prinzip abmildern, sind allerdings von
vornherein erhebliche Grenzen gesetzt. Denn auch wenn angesichts stetig wach-
sender globaler Herausforderungen zukünftig von einer immer engeren Koopera-
tion der Mitgliedstaaten im Bereich der Außenpolitik und der inneren Sicherheit
auszugehen ist, erscheint eine Vergemeinschaftung dieser „harten“ Souveränitäts-
bereiche in der nahen Zukunft als nicht realistisch.62 Auch werden die Mitglied-
staaten auf absehbare Zeit ihre Kompetenzen im Bereich der Bildungspolitik
behalten. Angesetzt werden kann daher nicht auf der europäischen, sondern allen-
falls der nationalen Ebene. Insbesondere der Bereich der nationalen Schul- und
Bildungspolitik steht hier im Mittelpunkt der Diskussion.63 Diese muss sicherstel-
len, dass alle ihre Bürger die Kenntnisse und Fähigkeiten haben, vollumfänglich
am demokratischen Leben der EU auf nationaler und europäischer Ebene teilzu-
nehmen. Andernfalls laufen die bestehenden Partizipationsmöglichkeiten weitge-
hend ins Leere. Ziel muss es insbesondere sein, das immense Wissensdefizit der
Bürger über die EU abzubauen und die Relevanz der auf europäischer Ebene
getroffenen Entscheidungen für den einzelnen Bürger zu vermitteln. Nur so lässt
sich auch den vielfach verbreiteten Fehlvorstellungen und Vorurteilen über die
Union die Grundlage entziehen. Erst die Kenntnis vom Entstehungsprozess der
Entscheidungen europäischer Politik ermöglicht auch die Erkennbarkeit der
Einwirkungsmöglichkeiten, die den Bürgern und ihren Vertretern jeweils zur
Verfügung stehen. Letztendlich geht es aber auch darum, die EU als fester und
dauerhafter Bestandteil des politischen Systems des eigenen Nationalstaates und
Entwicklung einer neuen
Begründungslogik
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dessen nationaler Gesellschaft und Öffentlichkeit zu begreifen, und nicht als etwas
„Fremdes“, das außerhalb des jeweiligen Mitgliedstaates liegt. Um diese Ziele zu
erreichen, spielt die Vermittlung ausreichender Kenntnisse über das politische
System der EU, über gemeinsame europäische Wertgrundlagen sowie kultureller
Unterschiede ebenso eine entscheidende Rolle wie die Vermittlung des Verständ-
nisses von den politischen und wirtschaftlichen Interdependenzen und Problem-
lagen, denen sich jeder europäische Staat im Verhältnis zu den anderen EU-
Staaten und auch anderen Staaten und Regionen außerhalb Europas ausgesetzt
sieht. Die Lehrpläne müssen so ausgerichtet sein, dass auch jeweils die europäi-
sche Dimension in den Bereichen Politik, Geschichte, Geographie, Religion und
Sprachen herausgestellt wird. Gefordert ist daher eine Europäisierung der
Bildungsinhalte,64 insbesondere die „Einübung eines gemeinsamen europäischen
Geschichtsbildes (...), [das] den Kampf um die Vergangenheit der kriegerischen
europäischen Geschichte methodisch auflöst – dies allerdings gerade nicht, indem
europäische Geschichte neben der oder zusätzlich zur jeweiligen Nationalge-
schichte dargestellt, sondern indem sie in nationale und regionale Identitäten und
Geschichten integriert wird“65. Außerdem gilt es, die Erlernung anderer europäi-
scher Sprachen, insbesondere von Englisch als europäische Verkehrssprache, noch
stärker als bisher zu forcieren, um die Kommunikationsfähigkeit der Bürger zu
stärken und damit auch die europäischen Öffentlichkeit zu befördern. Freilich
werden alle diese Maßnahmen, selbst wenn man sie sofort umsetzen würde, frü-
hestens in vielen Jahren Wirkung zeigen können.
Zusätzlich benötigt die EU einen neuen – oder genauer ergänzenden – Begrün-
dungszusammenhang, der den elementaren Bedarf an Orientierung abdeckt. Die
EU als Friedensprojekt bleibt auch zukünftig das zentrale Motiv für die europäi-
sche Einigung. Die alten Begründungen sind aber nicht mehr ausreichend und
müssen daher ergänzt werden, um den Bürgern den konkreten Mehrwert des
Integrationsprojekts zu vermitteln. Heute erscheint es für die Bürger, aber auch für
viele Eliten unklar, wofür die EU überhaupt gebraucht wird. Das Projekt Europa
gilt vielen Bürgern nicht als Antwort auf die vielseitigen Herausforderungen einer
sich globalisierenden Welt, sondern vielmehr als Teil des Problems. Angesichts von
grenzüberschreitenden Problemlagen und Bedrohungen für die Sicherheit aller
europäischer Staaten, bei denen nationale Alleingänge keine wirkungsvolle
Lösung versprechen, Sachproblemen, die ihrem Wesen nach nur geo-regional
gelöst werden können oder bei denen der Aufwand der Problemlösung für einen
einzelnen Staat unverhältnismäßig hoch ist, und angesichts wirtschaftlicher
Inderdependenzen und eines weltweiten Wettbewerbs, gepaart mit einem Verlust
an politischer Steuerungsfähigkeit aufgrund weltweit agierender ökonomischer
Akteure sowie einer schwindenden geopolitischen Bedeutung Europas seit Beginn
der 90er Jahre bietet eine verstärkte Nationalisierung und Abschottung nach
außen, wie sie von vielen gefordert und zum Teil auch verstärkt praktiziert wird,
allerdings keine wirkungsvolle Strategie, um die Folgen der Globalisierung adä-
quat auszugleichen. „Die Antwort auf [die Frage nach einer neuen Begründungs-
logik] liegt in den neuen Konstellationen und Bedingungen der Weltpolitik: Es
geht um die künftige Gestaltungskraft Europas in einer neuen globalen Ordnung.
Nach dem Ende des Kalten Krieges, mit dem Aufkommen neuer wirtschaftlicher
und politischer Mächte in Asien und Südamerika und durch die Globalisierung
von Ökonomie und Sicherheit wird die Zukunft Europas zunehmend durch
Entwicklungen außerhalb des alten Kontinents entschieden. Es droht erneut die
Gefahr einer schleichenden Marginalisierung des europäischen Kontinents.
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Europa muss nicht nur auf diese Entwicklungen reagieren, es hat vielmehr das
Potenzial, die Regeln der neuen ökonomischen und politischen Weltordnung nach
seinen Vorstellungen mitzugestalten.“66 Die europäische Einigung als wirtschaftli-
ches, politisches und sicherheitspolitisches Projekt in einer sich rasant verändern-
den Welt, die das Potenzial hat, diese nach den eigenen Vorstellungen mitzuge-
stalten – dies gilt es, den Bürgern zu vermitteln. In diesem Zusammenhang dürfte
ein neues europäisches Großprojekt hilfreich sein, das die Notwendigkeit der
Existenz der Union zu unterstreichen vermag und ihren Mehrwert für den Bürger
konkret deutlich macht. Zu denken wäre hier an den Themenkomplex Sicherheit,
der die äußere wie innere Sicherheit umfasst und zivile wie militärische Aspekte
beinhaltet. Insbesondere in der Außen- und Sicherheitspolitik ist die Erwartungs-
haltung der EU-Bürger an die EU hoch, was entsprechende Umfragen von
Eurobarometer zeigen.67 Auch ist eine engere sicherheitspolitische Kooperation
für die Mitgliedstaaten und ihre Bürger mit Vorteilen verbunden, welche die
Nationalstaaten alleine nicht zu erzielen vermögen. Der europäische Mehrwert
liegt nahezu auf der Hand, was sich auch daran zeigt, dass in den letzten Jahren
gerade im Bereich der inneren und äußeren Sicherheit eine engere Kooperation
der EU-Staaten stattgefunden hat. Diese besteht allerdings bislang noch weitge-
hend aus Einzelmaßnahmen, die ohne überwölbendes Konzept lose nebeneinan-
der stehen. Der Themenkomplex Wirtschaft und Soziales erscheint dagegen –
abgesehen von Einzelmaßnahmen – als Großprojekt nicht geeignet, auch wenn –
was Eurobarometer-Umfragen zeigen – die EU die Erwartungen der Bürger in der
Wirtschafts- und Sozialpolitik nicht erfüllt und das Votum der Franzosen im
Referendum über den europäischen Verfassungsvertrag als „Nein“ gegen das
angeblich neoliberale Wirtschaftsmodell der EU gewertet werden kann. Dies des-
wegen, weil aufgrund der Heterogenität der nationalen Wirtschafts- und
Sozialmodelle, denen zum Teil völlig andere normative Wertungen hinsichtlich der
Sozialstaatlichkeit zu Grunde liegen, eine europäisches Wirtschafts- und
Sozialunion unrealistisch ist. Es ist nicht davon auszugehen, dass die Mitglied-
staaten wichtige Teile des letzten Horts ihrer nationalen Souveränität, der
Sozialpolitik, an Brüssel abgeben werden. Zudem ist der europäische Mehrwert
einer einheitlichen europäischen Sozialpolitik höchst fraglich.68
Auch insoweit ist allerdings zu konstatieren, dass die Vermittlung eines neuen
Narrativs ein schwieriges und langfristig angelegtes Unterfangen sein dürfte. Im
Gegensatz zu den Zeiten des Ost-West-Konflikts sind die aktuellen Herausforder-
ungen und Bedrohungen nur diffus und oftmals nicht unmittelbar erkenn- und
erfahrbar. Gleichwohl ist das Potenzial der Legitimation der EU durch ihr Ver-
ständnis als Gestaltungsmacht in einer globalen Perspektive bislang bei weitem
nicht ausgeschöpft worden.
3.3. Mehr Partizipation
In der seit Jahren andauernden Debatte um eine Behebung oder wenigstens Redu-
zierung des Demokratiedefizits der EU sind eine Vielzahl an Reformvorschlägen
auf der Basis unterschiedlicher Demokratisierungskonzepte gemacht worden.69
Eine Ausweitung der Partizipationsmöglichkeiten der Bürger am politischen
Entscheidungsprozess in der EU versprechen sich viele von einer Aufwertung des
Europäischen Parlaments, insbesondere durch die Einräumung des Rechts zur
Bestellung der Kommission.70 Anstelle einer solchen Parlamentarisierung der
Union sollte die derzeitige duale Legitimation der Europäischen Union allerdings
Stärkung der Rolle der
nationalen Parlamente
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Thalmaier · Europäische Identitätspolitik
C·A·P Analyse · 6 · 2006 Seite 17
um Strategien ergänzt werden, die sich nicht am Modell einer rein repräsentativen,
parlamentarischen Mehrheitsdemokratie orientieren, wie insbesondere der präsi-
dentielle Demokratisierungsansatz.71 Dieser plädiert dafür, den Kommissions-
präsidenten im Wege einer Direktwahl durch die Unionsbürger zu bestimmen.72
Daneben wären auch europaweite Referenden73 bei Änderungen des europäi-
schen Primärrechts und Beitritten denkbar. Auch wenn es gelingen würde, ein
Referendum in jedem Land der EU am selben Tag abzuhalten, um zu verdeut-
lichen, dass Gegenstand der Abstimmung europäische und nicht nationale Politik
ist, blieben es jedoch gleichwohl nationale Abstimmungen von rein konsultativen
Charakter, da andernfalls die Staatlichkeit der Mitgliedstaaten angetastet werden
würde, weil die Mitgliedstaaten nicht mehr „Herren der Verträge“ wären. Auf-
grund der Komplexität von Änderungsverträgen und mangels Alternativangebot
bei einer entsprechenden Abstimmung wäre es ohnehin vorzuziehen, nach
Schweizer Vorbild Referenden allenfalls zu einzelnen konkreten Maßnahmen oder
Projekten der EU durchzuführen. Außerdem könnte die europäische Bürgerini-
tiative, die im europäischen Verfassungsvertrag in Artikel I-47 Absatz 4 vorgesehen
ist,74 auch ohne dessen Ratifizierung umgesetzt werden.
Während die vorgenannten Vorschläge darauf abzielen, das Demokratiedefizit
durch eine Ausweitung der unmittelbaren Einflussmöglichkeiten der europäischen
Bürger auf den Politikprozess der europäischen Institutionen zu beheben, sehen
andere in der nationalen die maßgebliche Ebene, wo Reformen anzusetzen haben.
Insbesondere eine Stärkung der Rolle der nationalen Parlamente im europäischen
Entscheidungsprozess wird gefordert.75 Im Verfassungsvertrag ist insoweit die
Etablierung eines Frühwarnmechanismus vorgesehen, der den nationalen Parla-
menten die Möglichkeit bietet, einen Einspruch gegen Vorschläge der Kommission
zu erheben, wenn sie das Subsidiaritätsprinzip verletzt sehen. Die entsprechenden
Regelungen könnten auch ohne eine Änderung des Primärrechts und daher unab-
hängig von einer Ratifizierung des Verfassungsvertrags in Kraft treten. Dadurch
würden die nationalen Parlamente bei der Kontrolle der nationalen Regierungen
gestärkt und ihre direkte Beteiligung am EU-Gesetzgebungsprozess ausgeweitet.76
Außerdem wäre auch eine bessere „Verzahnung“ der nationalen und europäischen
Ebene zu empfehlen.
3.4. Politisierung europäischer Politik
3.4.1. Institutionelle Reformen
Wie oben ausgeführt ist der Mangel an Politik institutionell-strukturell bedingt.
Man wird daher eine stärkere Politisierung auch nur auf diesem Wege erreichen
können. Nur wenn sich die entsprechende „institutionelle Anreizstruktur“ ändert,
wird sich auch das Verhalten der Akteure – gezwungenermaßen – ändern und sich
die europäische Öffentlichkeit entscheidend weiterentwickeln.77 Es bedarf folglich
institutioneller Reformen, und zwar solcher, welche eine „Streitkommunikation“
befördern und darüber hinaus die Entscheidungsträger unmittelbar an die betrof-
fenen Bürger koppeln.78
Änderungen der institutionellen Ordnung können dann relevante Impulse für die
Herausbildung einer europäischen Öffentlichkeit liefern, wenn die auf der europä-
ischen Ebene handelnden Akteure stärker als bisher dazu gezwungen werden, für
ihre Positionen in der Öffentlichkeit Unterstützung zu erlangen, und das europäi-
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sche Publikum stärker als bisher dazu bewegt wird, sich für die europäische Politik
zu interessieren.79 Denn Öffentlichkeit wird für Entscheidungsträger erst dann
bedeutsam, wenn sie über eine Sanktionsmacht verfügt, die politischen Akteure
also von der Meinung des Publikums abhängig sind.80 Ist dies der Fall, werden sie
um die Bürger in der Öffentlichkeit werben müssen. Für die Bürger gilt umgekehrt,
dass sie sich erst dann mehr für die über Öffentlichkeit vermittelte Politik interes-
sieren, wenn die relevanten Institutionen für sie maßgebliche Entscheidungen
treffen und sie auf deren Politik auch Einfluss nehmen können. Ein solcher Zu-
sammenhang ist in Demokratien insbesondere dadurch institutionalisiert, dass die
Besetzung politischer Ämter durch Wahlen erfolgt. Gleichzeitig kann damit auch
die stärkere Ausbildung eines europäischen Kommunikationsraums befördert
werden, in dem politische Argumente ausgetragen und Debatten über zu treffen-
de europäische Entscheidungen geführt werden, und über den die Bürger mittel-
bar am europäischen Entscheidungsprozess beteiligt werden und diesen kontrol-
lieren können.
Entsprechend dem präsidentiellen Demokratisierungsansatz sollten die Partizi-
pationsmöglichkeiten der Bürger aber nicht dadurch ausgebaut werden, dass das
Europäische Parlament aufgewertet wird und das Recht zur Wahl des Kommis-
sionspräsidenten erhält, sondern dieser sollte direkt von den Bürgern gewählt
werden.81 Außerdem sollte das Wahlsystem zum Europäischen Parlament europä-
isiert werden.82 Zu denken ist insbesondere an die Einführung transnationaler
Wahllisten, wobei beispielsweise zehn Prozent der Sitze nicht national vergeben
werden, sondern europaweit über einheitliche europäische Parteilisten. Die
Zuteilung der übrigen Mandate an die einzelnen Mitgliedstaaten erfolgt wie bis-
her aufgrund einer nationalen Kontingentierung.
Beide Vorschläge würden eine Reihe miteinander zusammenhängender Folge-
wirkungen haben: Neben einem unmittelbaren Einfluss auf die Bestellung der
Exekutive bewirkt die Direktwahl des Kommissionspräsidenten eine stärkere
Personalisierung europäischer Politik, mit der bislang kaum ein konkretes Gesicht
verbunden wird. Indem er einen substanziellen Teil des europäischen Gemein-
wesens repräsentiert, könnte der Kommissionspräsident verkörpern, was die poli-
tische Einheit der EU in der Praxis ausmacht. Die Aufstellung von Spitzenkandi-
daten für das Amt des Kommissionspräsidenten sowie transnationaler Wahllisten
durch die europäischen Parteibündnisse bieten die Möglichkeit der Etablierung
eines europäischen Parteiwesens als Bestandteil einer europäischen Öffentlichkeit
und Zivilgesellschaft. Die europäischen Parteien in ihren Funktionen als Mittler
zwischen Politik und Öffentlichkeit (Artikulations- und Vermittlungsfunktion im
Prozess der Willensbildung und Politikentscheidung) sowie in ihrer Rekrutie-
rungsfunktion (Zurverfügungstellung von politischem Personal) auf europäischer
Ebene könnten gestärkt werden.83 Der Wahlkampf wäre transnational ausgerich-
tet, denn die Politiker der einzelnen Parteien müssten sich gleichermaßen in allem
Mitgliedstaaten den Wählern stellen und nicht nur in ihren jeweiligen Heimat-
ländern. Die Wahlen zum Europäischen Parlament würden damit ihren rein natio-
nalen Charakter verlieren. Anstelle der bislang – jedenfalls aus der Sicht der Bürger
– vorherrschenden „Propaganda“ einer alternativlosen Politik durch Technokraten
würde die Profilierung unterschiedlicher politischer Konzepte und Lösungs-
ansätze für europäische Problemlagen durch Politiker und Parteien treten. Streit,
Polarisierung und kontroverse Debatten als Wesensmerkmale einer lebendigen
demokratischen Öffentlichkeit würden die Aufmerksamkeit und das Interesse an
Öffentlichkeit von
Ratssitzungen
Neue
Kommunikationsstrategie
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europäischer Politik bei den Bürgern erhöhen, aber auch bei den politischen
Akteuren und den Medien. Durch die auf Grund von institutionellen Reformen
ausgelöste „Streitkommunikation“ wäre das elementare Interesse aller drei
Akteursgruppen am gemeinsamen Interaktionszusammenhang gegeben.
Dagegen ist durch eine – vielfach geforderte – Öffentlichkeit von Ratssitzungen
das Transparenzdefizit der Legislativ- und Administrativverfahren der EU nur
bedingt behebbar. Die Staats- und Regierungschefs der EU haben auf ihrem
Gipfel im Juni 2006 beschlossen, dass insbesondere sämtliche Sitzungen der
Ministerräte im Mitentscheidungsverfahren inklusive der Erklärungen der
Ratsmitglieder zur Stimmabgabe zukünftig öffentlich sein werden, wie dies auch
in Artikel I-24 Absatz 6 des Verfassungsvertrags vorgesehen ist. Es ist jedoch frag-
lich, ob sich dies in der Praxis bewähren wird. Es ist zu befürchten, dass die Rats-
tagungen zu bloßen Showveranstaltungen degenerieren und die wirklichen Ent-
scheidungen in informellen Gesprächen außerhalb der offiziellen Ratssitzungen
getroffen werden. Bei der Forderungen nach öffentlichen Ratssitzungen84 wird
übersehen, dass der Ausschluss der Öffentlichkeit in Verhandlungssystemen wie
der EU eine der Grundvoraussetzungen ist, um überhaupt zu Verhandlungs-
lösungen zu kommen.85 Das Aushandeln inklusive der bekannten Tauschgeschäfte
und Paketlösungen funktioniert grundsätzlich besser ohne Öffentlichkeit, da diese
die agierenden Vertreter faktisch zur Verhärtung ihrer Standpunkte zwänge und
damit Problemlösungen durch Kompromisse erschwert werden würden. Eine
Umstellung auf öffentliche Sitzungen des Rates würde dessen Handlungsfähigkeit
deshalb erheblich schwächen. Die Auflösung des Spannungsverhältnisses zwi-
schen Öffentlichkeit und Effizienz könnte nur durch ein Abgehen vom Verhand-
lungsmodus erfolgen, indem gleichzeitig die prinzipielle Anwendung des
Mehrheitsprinzips im Ministerrat eingeführt wird. Damit ist in den nächsten
Jahren aber nicht zu rechnen.
3.4.2. Mehr Dialog und Debatte
Zur Herausbildung einer „Streitkommunikation“ ist aber auch etwas erforderlich,
was mit „mehr Dialog und Debatte“ bezeichnet werden kann. Entgegen der Vor-
stellung vieler Eurokraten, insbesondere der EU-Kommission, ist politische
Öffentlichkeit in erster Linie keine „Angelegenheit besserer Information über die
Organisation des politischen Europas und die Zuständigkeit seiner Institutionen,
sondern die Wortmeldung der europäischen Bürger zu den Angelegenheiten, die
sie nach dem eigenen Urteil unbedingt angehen“86. In dem aktuellen Weisbuch
der Europäischen Kommission über eine europäische Kommunikationspolitik vom
Februar 2006 erkennt diese nun auch ausdrücklich an, dass in der Vergangenheit
mehr ein Monolog hin zum Bürger stattgefunden hat anstelle des notwendigen
Dialogs mit dem Bürger.87 Eine neue Kommunikationsstrategie aller europäischen
Institutionen sollte dabei vor allem beinhalten, den notwendigen Austausch über
„Für“ und „Wider“ eines neuen europäischen Projekts oder einer Einzelmaß-
nahme bereits während des EU-Entscheidungsverfahrens auf nationaler und euro-
päischer Ebene zu organisieren. Ein positives Beispiel stellt hier die sehr umstrit-
tene Dienstleistungsrichtlinie dar, wo eine breite, sogar europaweite Debatte
schon im Stadium der Entscheidungsfindung zwischen den europäischen
Institutionen, d.h. bevor der Ministerrat über eine Sache entscheidet, stattgefun-
den hat, und nicht erst im Zeitpunkt der nationalen Umsetzung, wenn an den auf
EU-Ebene beschlossenen Verordnungen oder Richtlinien nichts mehr zu ändern
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ist. Zudem gilt es, bei den Bürgern kontinuierlich um Zustimmung für die europä-
ische Politik zu werben, und zwar durch detaillierte Begründung jedes einzelnen
Projekts in einem öffentlichen Interaktionsprozess. Gerade dies ist bei der
Osterweiterung im Jahr 2004 versäumt worden, über die unter Ausschluss der brei-
ten Öffentlichkeit entschieden worden ist. Die europäischen Institutionen haben
darauf vertraut, dass die Bürger diesem Projekt schon ihre faktische Zustimmung
erteilen werden. Stattdessen sieht sich die EU mit einer weit verbreiteten
Ablehnungshaltung konfrontiert, die von diffusen Ängsten dominiert wird. Zur
Behebung des „Kommunikationsdefizits“88 der EU müssten auch die jeweiligen
Alternativen zu einzelnen Vorhaben der EU dargelegt sowie die politischen und
wirtschaftlichen Kosten und Nutzen einzelner Optionen aufgezeigt werden. Nur so
kann dem derzeitigen Eindruck entgegengewirkt werden, europäische Politik sei
alternativlos und jede Debatte sei eigentlich zwecklos, da das Ergebnis ohnehin
schon feststehe. Ziel muss es daher sein, ein differenziertes Bild von Europa zu ver-
mitteln, das unterschiedliche politische Optionen und kritische Aspekte zulässt.
Außerdem sollten neue Wege beschritten werden, um den Dialog mit den Bürgern
zu generieren und zu organisieren.89 Zentral sind die Diskussion wichtiger EU-
Initiativen in den nationalen Parlamenten und die Weiterleitung der Ergebnisse
der nationalen Debatten an die EU-Gremien vor der entsprechenden Entschei-
dung des Rates. Nationale Parlamente sind als unmittelbar legitimierte Repräsen-
tanten der Völker der EU am besten geeignet, eine Debatte unter einer breiteren
Öffentlichkeit anzustoßen und das Medieninteresse auf ein spezielles Thema zu
lenken. Damit könnte auch stärker als bisher verhindert werden, dass nationale
Akteure die europäische Gesetzgebung als „illegitimen Akt“ der Brüsseler Büro-
kratie darstellen können. Auch eine verstärkte Einbeziehung europäischer Akteure
in nationale Debatten wäre von Vorteil, um den Bürgern einen besseren Einblick in
die Arbeit der europäischen Institutionen und deren Kompetenzen zu vermitteln.
Zu denken ist insbesondere an regelmäßige Besuche von Abgeordneten des
Europäischen Parlaments und Kommissaren in den Mitgliedstaaten, vor allem in
den nationalen Parlamenten. Es sollten darüber hinaus nationale Bürgerforen
organisiert werden, in denen öffentliche Debatten zu europäischen Frage-
stellungen unter Beteiligung von Politikern und Vertretern der Zivilgesellschaft
stattfinden. Als Modell kann hier das „National Forum on Europe“ in Irland die-
nen, das nach dem Scheitern des ersten irischen Referendums über den Vertrag
von Nizza im Jahr 2001 gegründet worden ist. Das Forum versteht sich nicht als
Förderer bestimmter Positionen wie beispielsweise der irischen Regierung oder
der EU-Institutionen. Vielmehr soll in den Foren ein offener, unzensierter Dialog
geführt werden. Außerdem ist an eine regelmäßigere Vermittlung politischer
Prioritäten und Standpunkte der nationalen Regierungen in ihren nationalen
Parlamenten, an ein jährliches Treffen nationaler und europäischer Parlamentarier
zur Stärkung der öffentlichen Aufmerksamkeit für europäische Belange sowie die
Herausgabe nationaler Informationsbulletins in regelmäßigen Abständen, die
Informationen über die neuesten Vorschläge und Beschlüsse der EU enthalten und
über die nationalen Medien möglichst weiträumig verbreitet werden, zu denken.
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Kompetenzen
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4. Fazit
Die Bilanz fällt damit unterschiedlich aus. An manchen Gründen für die nur
schwach ausgeprägte europäische Identität wird sich nur schwerlich etwas ändern
lassen, bei anderen besteht ein größerer Handlungsspielraum. Angesichts seiner
fehlenden Stabilität und Dauerhaftigkeit sowie seiner Komplexität wird sich das
politische System der EU auch in Zukunft als wenig identitätsstiftend erweisen.
Allenfalls eine Anerkennung des „Baustellencharakters“ der EU als positives
Strukturmerkmal und eine transparentere Abgrenzung der Kompetenzen zwi-
schen der EU und den Mitgliedstaaten versprechen hier etwas Abhilfe. Strategien
zur Stärkung der europäischen Identität im Bereich der nationalen Schul- und
Bildungspolitik sowie die Vermittlung einer neuen Begründungslogik für den euro-
päischen Integrationsprozess werden erst langfristig Wirkungen zeigen.
Das größte Potenzial liegt im Bereich institutioneller Änderungen, mit denen eine
stärkere Partizipation am europäischen Entscheidungsprozess verbunden ist und
die eine Reduzierung des seit langem beklagten Demokratiedefizits beinhalten.
Eine vermehrte Einbeziehung der Bürger kann zu einer stärkeren Auseinander-
setzung mit dem Gemeinwesen anregen, somit die gegenseitige Anerkennung der
Bürger als legitime Teilnehmer am kollektiven Willensbildungsprozess befördern
und auch weiter gehende Identitätsbildungsprozesse in Gang setzen.90 Der Aus-
bau der Partizipationsmöglichkeiten kann außerdem auch einer Ausweitung der
Handlungsstrukturen politischer Öffentlichkeit dienen und zu einer Intensi-
vierung der intermediären Vermittlungsstrukturen (insbesondere Medien, Parteien,
Verbände) beitragen. Erst die verstärkte Ausbildung eines europäischen Kom-
munikationsraums, der den europäischen Bürgern die Wahrnehmung von
Gemeinsamkeiten erlaubt, wird bei diesen ein belastbares Gemeinschaftsgefühl
als Grundlage für eine stabile europäische Unterstützung des europäischen
Projekts generieren.
Maßgeblich sind insoweit eine stärkere Politisierung europäischer Politik91 und der
Aufbau einer europäischen „Streitkommunikation“. Dabei gilt es zu verdeutlichen:
„Es gehört zu den kaum hinterfragten Grundüberzeugungen europäischer Eliten –
sei es in der Politik, sei es in der Wirtschaft –, dass kontroverse Debatten über
Europa, die EU oder über einzelne europäische Politikthemen zu vermeiden sind,
weil sie angeblich zur Herausbildung populistischer Strömungen und zur Gefähr-
dung des europäischen Integrationsprozesses führen. Das Gegenteil ist der Fall!
Streit und Politisierung sind konstitutiv für demokratische Meinungsbildung im
öffentlichen Diskurs. Europa und die EU bilden hier keine Ausnahme. Eine stär-
kere Politisierung europäischer Themen würde die Aufmerksamkeit für Europa
durch die nationalen Medien erhöhen und damit zu einer europäischen Öffent-
lichkeit und gleichzeitig zum Abbau des Demokratiedefizits der EU beitragen. Je
mehr wir über nationale Grenzen hinweg über Fragen des europäischen
Gemeinwesens als Europäer/innen streiten, desto mehr entsteht europäische
Öffentlichkeit und eine kollektive europäische Identität.“92
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